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Kindereinrichtungen: 
Versorgungsgrad 1988: Krippenplätze: 80%, 

Kindergartenplätze: 94%, Hortplätze: 81 % (nur für 
Schulkinder bis zur 4. Klasse). 

Unkostenbeiträge pro Tag: Krippe: 1,40 bis 2,00 M, 
Kindergarten: 0,35 M, Hort: 0,35 bis 1,40 M. Bei­
tragsermäßigung oder Befreiung für sozial schwache 
Familien und Familien mit 3 und mehr Kindern. 

Schulessen: 
Für alle Schulkinder, Kosten: 0,55 M, Teilnah­

me 1988: 85%. 

Ausbildungsbeihilfen: 
Für alle Schülerinnen und Schüler der Klassen 

11 und 12 an Ober- und Spezialschulen, Höhe: 110,­
bis 150,- M. 

Stipendien: 
Für alle Studierenden an Universitäten, Hoch­

und Fachschulen, Mindesthöhe: 200,- M, Kinderzu­
schlag pro Kind: 60,- M. 
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Vertrag zwischen der BRD und der DDR über die Herstellung der Einheit Deutschlands 
(Einigungsvertrag) vom 31.8.1990 

Kapitel VII 
Arbeit, Soziales, Familie, Frauen, Gesundheitswe­
sen und Umweltschutz 

Artikel 30 
Arbeit und Soziales 
(1) Es ist Aufgabe des gesamtdeut chen Gesetz­

gebers, 
1. das Arbeitsvertragsrecht sowie da öffentlich­

rechtliche Arbeitszeitrecht ein chließlich der Zuläs­
sigkeit von Sonn- und Feiertagsarbeit und den 
besonderen Frauenarbeitsschutz möglichst bald ein­
heitlich neu zu kodifizieren, 

2. den öffentlich-rechtlichen Arbeitsschutz in 
Übereinstimmung mit dem Recht der Europäischen 
Gemeinschaften und dem damit konformen Teil des 
Arbeitsschutzrechts der Deut chen Demokratischen 
Republik zeitgemäß neu zu regeln. 

[ ... ] 

Artikel 31 
Familie und Frauen 
(1) Es ist Aufgabe des gesamtdeutschen Gesetz­

gebers, die Gesetzgebung zur Gleichberechtigung 
zwischen Männern und Frauen weiterzuentwickeln. 

(2) Es ist Aufgabe des gesamtdeutschen Gesetz-
gebers, angesichts unterschiedlicher rechtlicher und 
institutioneller Ausgangssituationen bei der Erwerbs-

tätigkeit von Müttern und Vätern die Rechtslage unter 
dem Gesicht punkt der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf zu gestalten. 

(3) Um die Weiterführung der Einrichtungen zur 
Tagesbetreuung von Kindern in dem in Artikel 3 
genannten Gebiet zu gewährleisten, beteiligt sich der 
Bund für eine Übergangszeit bis zum 30. Juni 1991 
an den Ko ten dieser Einrichtungen. 

(4) Es ist Aufgabe des gesamtdeutschen Ge etz­
gebers, spätestens bis zum 31. Dezember 1992 eine 
Regelung zu treffen, die den Schutz vorgeburtlichen 
Lebens und die verfassungskonforme Bewältigung 
von Konfliktsituationen schwangerir Frauen vor al­
lem durch rechtlich gesicherte Ansprüche für Frauen, 
insbesondere auf Beratung und oziale Hilfen, besser 
gewährleistet, als dies in beiden Teilen Deutschlands 
derzeit der Fall ist. Zur Verwirklichung dieser Ziele 
wird in dem in Artikel 3 genannten Gebiet mit finan­
zieller Hilfe des Bundes unverzüglich ein flächendek­
kendes etz von Beratungsstellen verschiedener 
Träger aufgebaut. Die Beratungsstellen sind perso­
nell und finanziell so auszustatten, daß sie ihrer Auf­
gabe gerecht werden können, schwangere Frauen zu 
beraten und ihnen notwendige Hilfen - auch über den 
Zeitpunkt der Geburt hinaus - zu leisten. Kommt eine 
Regelung in der in Satz 1 genannten Frist nicht zu­
stande, gilt das materielle Recht in dem in Artikel 3 
genannten Gebiet weiter. 
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